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STADT PAUSA-MÜHLTROFF 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
mit integriertem Vorhaben- und Erschließungsplan 
„Solarpark Pausa“ 
 
ENTWURF i.d.F. vom 22.05.2026 
 

 
TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
 
 

Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) 
 
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) 
 
Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01. März 2024 (SächsGVBl. S. 705) 
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In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 
 

1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit § 11 Abs. 1 und 2 BauNVO, § 12 Abs. 3a BauGB i. V. m. 
§ 9 Abs. 2 BauGB) 

 
Sonstiges Sondergebiet, Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage" 
Es wird ein Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ festgesetzt. 
 
Zulässig sind die Errichtung von: 
- Modultischen mit Solarmodulen und Aufständerung  
- Gebäude für Transformatoren (Trafostationen)  
- Wechselrichterstation 
- nur der Photovoltaikanlage dienende Batteriespeicher 
- untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen zum Betrieb und zur Wartung der Photo-

voltaikanlage (Überwachungskameras, Zaunanlage) sowie zur Löschwasserbevorratung 
- Zuwegung in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau. 
 
Im Rahmen dieser festgesetzten zulässigen Nutzungen sind nur Vorhaben zulässig, welche im 
Durchführungsvertrag zwischen der Stadt Pausa-Mühltroff und dem Vorhabenträger festgelegt 
sind (Bedingung entsprechend § 12 Abs. 3a BauGB i. V. m. § 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB). Ände-
rungen des Durchführungsvertrages oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages 
sind zulässig. 
 
Bei der dauerhaften Aufgabe der Photovoltaiknutzung sind alle baulichen Anlagen, die mit der 
Photovoltaiknutzung in Verbindung stehen, einschließlich aller auch im Untergrund befindlichen 
Bauten und Anlagen, vollständig zu beseitigen.  

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 – 21a BauNVO) 
 

1.2.1 Bestimmung der Bezugspunkte für die Höhe baulicher Anlagen  
(§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
 
Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen ist die in 
der Planzeichnung festgesetzte Höhenlage des Baugebietes über NHN im Höhenbezugssys-
tem DHHN2016. Liegen die baulichen Anlagen zwischen den festgesetzten Höhenlinien, so ist 
durch Interpolation zwischen den beiden nächstgelegenen festgesetzten Höhenlagen die ge-
mittelte Höhe zu bestimmen und als unterer Höhenbezugspunkt anzuwenden. 
 
Oberer Bezugspunkt für die festgesetzte Oberkante baulicher Anlagen ist die maximale Höhe 
der Oberkante baulicher Anlagen gemäß Planeintrag als senkrecht gemessenes Maß über dem 
unteren Bezugspunkt. Bei Gebäuden mit Flachdach zählt die Oberkante Attika. 
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1.2.2 Bestimmung von Ausnahmen vom Maß der baulichen Nutzung  
(§ 16 Abs. 6 BauNVO) 
 
Die festgesetzte maximal zulässige Gesamthöhe baulicher Anlagen darf von untergeordneten 
Bauteilen wie Lüftungs- und Blitzschutzanlagen um bis zu 1,0 m überschritten werden.  
 

1.2.3 Grundflächenzahl  
(§ 16 Abs. 2 und 3 i.V. mit § 19 BauNVO)  
 
Die Grundflächenzahl wird auf der Grundlage des § 19 BauNVO als Höchstmaß bezogen auf 
die Sondergebietsfläche mit 0,8 festgesetzt. 

 
1.3 Überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 4 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt.  
 
Stellplätze, Nebenanlagen nach § 14 BauNVO und bauliche Anlagen, soweit sie nach Landes-
recht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, sind mit Aus-
nahme der mit Geh- und Fahrrechten zu belastenden Flächen auf den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 

 
1.4 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
Die südliche Geltungsbereichsgrenze im Bereich des Flurstücks 1216 der Gemarkung Pausa 
ist zugleich Straßenbegrenzungslinie gegenüber der öffentlichen Verkehrsfläche der Franz-
Theodor-Strauß-Straße. 

 
1.5 Führung von ober- und unterirdischen Versorgungsleitungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 
 
Erforderliche Leitungen für Elektroenergie sind als unterirdische Leitungen zu verlegen.  
 

1.6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Fläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen GFR ist mit einem Geh- und Fahrrecht zu 
Gunsten der Betreiber der Bahnanlagen zu belasten.  
Die Flächen sind auf Dauer von Gebäuden, baulichen Anlagen, Gehölzpflanzungen und Abla-
gerungen frei zu halten. Eine Einzäunung der Flächen ist unzulässig. 
 

1.7 Nutzungsregelung mit aufschiebender Bedingung  
(§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB) 
 
Auf der Fläche „planfestgestellte Bahnanlage“ ist die festgesetzte bauliche und sonstige Nut-
zung bis zur Freistellung von Bahnbetriebszwecken (§ 23 AEG) unzulässig.  
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2 Grünordnerische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und § 9 Abs. 1a BauGB) 
 
Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft werden folgende Flächen und Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt: 
 

2.1 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.1.1 Begrenzung der Bodenversiegelung  
Die Befestigung der Fläche GFR sowie von neu anzulegenden Wegen, Stellflächen und sons-
tigen Nebenflächen innerhalb des Baugebietes SO Photovoltaikanlage ist nur in wasser- und 
luftdurchlässigem Aufbau (z.B. Schotter, wassergebundene Decke) zulässig. Die Wasser- und 
Luftdurchlässigkeit wesentlich behindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, 
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. 
 
Für die Aufständerung der Modultische, erforderlichen Nebenanlagen und Einrichtungen zum 
Betrieb und zur Wartung der Photovoltaikanlage (Überwachungskameras, Zaunanlage) sowie 
zur Löschwasserbevorratung, Gebäude, Wechselrichter- und Trafostationen, Batteriespeicher, 
Stellplätze und Zuwegungen wird eine max. Versiegelung von maximal 5 % bezogen auf die 
Sondergebietsfläche festgesetzt.  
Auf jeder Sondergebietsfläche dürfen ab einem Versiegelungsgrad des Sondergebiets von 5 % 
die bis zur vollständigen Ausnutzung der festgesetzten Grundflächenzahl hinausgehenden Flä-
chenanteile der überbaubaren Grundstücksfläche nicht mit dem Erdboden verbunden sein. 
 

2.1.2 Transformatoren (Grundwasserschutz) 
Transformatoren sind in Auffangwannen aufzustellen, die den Anforderungen der Sächsischen 
Anlagenverordnung (SächsVAwS) entsprechen. 
 

2.1.3 Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen nach Rückbau der Photovoltaikan-
lage 
Nach Nutzungsaufgabe der Photovoltaikanlage hat der vollständige Rückbau aller baulichen 
Anlagen so zu erfolgen, dass auf den unversiegelten Flächen die vorhandene Vegetationsdecke 
erhalten bleibt. Eine geschlossene Vegetationsdecke ist herzustellen. Auf versiegelten und ver-
dichteten Flächen (Gebäude, Wege, Stellflächen, Nebenflächen) ist der Boden durch Auflo-
ckern des Bodens/Unterbodens und Aufbringen einer durchwurzelbaren Bodenschicht zu rekul-
tivieren.  
 

2.1.4 Gewährleistung der Durchlässigkeit der Zaunanlage für Kleintiere 
Es ist ein Abstand von mindestens 20 cm von der unteren Zaunkante zum Erdboden freizuhal-
ten oder eine ausreichende Maschenweite im bodennahen Bereich einzuhalten. Im Falle von 
Beweidung sind Weidezäune mit Untergrabschutz sowie mit Durchlässen (20 x 20 cm) je 30 m 
Zaunlänge für Kleintiere herzustellen. Streifenfundamente, durchgängige Zaunsockel sowie der 
Einsatz von Stacheldraht und anderen scharfkantigem Metallspitzenband im bodennahen Be-
reich sind unzulässig. 
 

2.1.5 Entwicklung einer geschlossenen, erosionsstabilen Vegetationsdecke (V 4) 
Innerhalb der Sondergebietsflächen SO PVA Teilflächen 1 bis 3 ist auf den Flächen, die nicht 
durch bauliche Anlagen oder durch Wege versiegelt werden, durch die Entwicklung einer ex-
tensiven ausdauernden Gras- und Krautflur eine weitgehend geschlossene, erosionsstabile Ve-
getationsdecke herzustellen und für die Nutzungsdauer durch die Photovoltaikanlage zu erhal-
ten. 
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Nach der Herstellung der baulichen Anlagen ist die Fläche einmalig zu vertikutieren. Anschlie-
ßend sind die Flächen der natürlichen Vegetationsentwicklung zu überlassen. 
 
Zur dauerhaften Sicherung einer extensiven Grünlandentwicklung ist eine Mahd mit zwei 
Mahdgängen pro Jahr durchzuführen. Die erste Mahd hat frühestens ab dem 15. Juni zu erfol-
gen, die zweite Mahd frühestens ab dem 15. September. 
 
Eine Düngung sowie der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sind unzulässig. 

 
2.1.6 M1 - Anlage von Ersatzhabitaten für Reptilien (CEF 1) 

Vor Beginn der Baufeldfreimachung ist innerhalb der in der Planzeichnung mit M1 gekenn-
zeichneten Fläche ein Ersatzhabitat für Reptilien anzulegen. 
 
Die Anlage der Ersatzhabitate für Reptilien hat vor Beginn der Vergrämung im ersten Bauab-
schnitt der Sondergebietsfläche SO PVA zu erfolgen. 
 
Dazu ist innerhalb der in der Planzeichnung mit M1 gekennzeichneten Fläche eine extensive 
ausdauernde Gras- und Krautflur entsprechend Festsetzung Nr. 2.1.5 zu entwickeln sowie 
Sonn- und Versteckstrukturen (z. B. Stein- und Holzhaufen) anzulegen. 
 
Im Besonderen sind folgende Einzelmaßnahmen herzustellen: 
• Anlage von 2 Stein-/Totholzhaufen mit einer Fläche von 10 m² und einer Höhe von 1 m 

in sonnenexponierter Lage; Einbindung von etwa 50 cm tief eingebauten Rohsandauf-
schüttungen in die Randbereiche der Strukturen, 

• Abtrag des Oberbodens (Tiefe: 20 cm) und des Unterbodens (Tiefe: 30 cm) im Bereich 
der Habitatstrukturen auf einer Grundfläche von 1,5 x 2 m (Eiablageflächen), 

• Erhalt von niedrigwüchsigen Gehölzen innerhalb der Maßnahmenfläche. 
 
Es ist jährlich eine Mahd ab dem 15. September vorzusehen. Die Sonn- und Versteckstrukturen 
sind im Rahmen der Pflege dauerhaft zu erhalten. Aufkommender Gehölzbewuchs ist bei zu-
nehmender Beschattung zu entfernen. 
 

2.1.7 M2 - Erhalt von Trockenmauern (V 6) 
Innerhalb der in der Planzeichnung mit M2 gekennzeichneten Fläche ist die vorhandene Tro-
ckenmauer vollständig zu erhalten und in ihrer ökologischen Funktion dauerhaft zu sichern. 
Hierfür ist die in der Planzeichnung mit M2 gekennzeichneten Fläche von Bebauung freizuhal-
ten, entsprechend Festsetzung Nr. 2.1.5 extensiv zu pflegen und offen zu halten. Verbuschun-
gen sind zu vermeiden. Eine Entfernung von Steinen oder eine Verfüllung von Hohlräumen in 
der Mauer sind unzulässig. 
 
Während der Bauzeit ist die Trockenmauer vor Beeinträchtigungen zu schützen. Hierzu ist vor 
Baubeginn ein Schutzstreifen von mindestens 2 m um die Trockenmauer einzurichten und wäh-
rend der gesamten Bauzeit eindeutig zu kennzeichnen. Innerhalb des Schutzbereiches sind die 
Lagerung von Baumaterialien sowie die Befahrung und das Abstellen von Maschinen unzuläs-
sig. 
 

2.1.8 Ersatzstrukturen für baumbewohnende Tierarten (CEF 3) 
Vor Beginn der Rodungsarbeiten bzw. vor Beginn der auf die Rodungen folgenden Fortpflan-
zungsperiode sind innerhalb der in der Planzeichnung mit G1 und G2 gekennzeichneten Flä-
chen Ersatzstrukturen für Fledermäuse und höhlenbrütende Vogelarten bereitzustellen. Min-
destens erforderlich sind 
- 2 Fledermauskästen sowie 
- 1 Nistkästen für Höhlenbrüter. 
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Die Strukturen sind in mindestens 3,5 m Höhe an geeigneten Bäumen anzubringen.  
Die Funktionsfähigkeit der Ersatzquartiere ist dauerhaft sicherzustellen. 

 
2.2 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

Pflanzgebot: Entwicklung von Habitatstrukturen für die Vogelarten der Halboffenlandschaft 
(CEF 2) 
Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zur Anpflanzung von Gehölzen sind 
linearen Gehölzstrukturen zu entwickeln.  

 
Die Hecken sind als Mittelhecken (Höhe 1,0-2,0 m) mit einer Breite von 3,0 m zu entwickeln. 
Die Anordnung der Gehölze ist im Dreiecksverband umzusetzen. Der Reihenabstand hat 1,0 m 
bis 1,5 m zu betragen, der Abstand der Gehölze innerhalb der Reihen etwa 0,8 bis 1,2 m. Die 
Pflanzqualität hat bei Strauchartigen als verpflanzte Sträucher 3-4 Triebe 60 –100cm ausge-
prägt zu sein. Bei den Pflanzungen ist Pflanzgut gebietseigener Gehölze zu verwenden.  
 
Der Anteil dornentragender Gehölze hat mindestens 30 bis 50 % zu betragen. 
 
Zu verwenden sind folgende Arten: 
 
Blutroter Hartriegel   (Cornus sanguinea) 
Schlehe    (Prunus spinosa) 
Schwarzer Holunder  (Sambucus nigra) 
Gewöhnlicher Schneeball  (Viburnum opulus) 
Gemeine Haselnuss  (Corylus avellana) 
Eingriffliger Weißdorn   (Crataegus monogyna) 
 
Die Pflanzung hat vorzugsweise im Herbst (Oktober bis November) oder im Frühjahr (März bis 
April) zu erfolgen. Auf den Einsatz von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln ist zu verzich-
ten. 
 
Die Hecke ist abschnittsweise und zeitlich gestaffelt zu pflegen. Ein „Auf-den-Stock-setzen“ ein-
zelner Abschnitte hat frühestens nach 10 Jahren zu erfolgen, wobei stets unberührte Teilberei-
che beuzubehalten sind. 
 
Bei Bedarf sind Schutzmaßnahmen gegen Wildverbiss vorzusehen. 
 
Gehölze, die sich innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zur Anpflanzung 
von Gehölzen befinden und der Baufeldfreimachung nicht im Wege stehen, sind erhalten und 
in die zu entwickelnden Heckenstrukturen einzubinden. Die Ersatzhabitate sind spätestens in 
der Vegetationsperiode vor der Baufeldfreimachung in betroffenen Habitaten herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten. 

 
2.3 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (V3) 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 
 
Innerhalb der in der Planzeichnung mit G1 und G2 gekennzeichneten Flächen ist der Gehölz-
bestand dauerhaft zu erhalten und nach Vorgabe einschlägiger Richtlinien vor bauzeitlichen 
Beeinträchtigungen zu schützen. 
 
Innerhalb der Flächen für den Gehölzerhalt sind Erdarbeiten, Befahrung, Materiallagerung oder 
sonstige baubedingte Eingriffe unzulässig. Vor Beginn der Bauarbeiten sind diese Schutzberei-
che deutlich zu kennzeichnen und durch geeignete Maßnahmen zu sichern. Die genaue Um-
setzung ist vor der Baufeldfreimachung mit der ökologischen Baubegleitung abzustimmen und 
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durch diese zu kontrollieren. Die Schutzvorkehrungen sind während der gesamten Bauzeit auf-
rechtzuerhalten. Eine Schädigung der Bäume, insbesondere des Wurzel- und Kronenbereichs, 
ist auszuschließen. 
 
Zur bauzeitlichen Erschließung der SO PVA Teilfläche 3 ist innerhalb der in der Planzeichnung 
mit G1 bezeichneten Grünfläche der temporäre Freischnitt eines begehbaren Korridors erfor-
derlich. Dieser ist im Rahmen dieser Maßnahme zulässig, insofern 
• die Einschränkung der Zeiten für die Entfernung von Vegetationsbestand gemäß dem 

Hinweis 4.8.1 berücksichtigt wird 
• der Rückschnitt ausschließlich strauchförmige Gehölze bzw. Bäume mit einem Stamm-

durchmesser < 40 cm, gemessen in 1 m Höhe vom Erdboden aus, betrifft 
• die Gehölze so zurückgeschnitten werden, dass ein erneuter (Stock-)Austrieb gewähr-

leistet bleibt und die Gehölze damit nicht dauerhaft entfernt werden 
• der Baumbestand (Stammdurchmesser > 40 cm, gemessen in 1 m Höhe vom Erdboden 

aus) nicht vom Rückschnitt betroffen ist und gemäß den oben genannten Vorgaben 
während der gesamten Bauzeit vor Beschädigungen geschützt wird. 

 
 

3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung § 89 SächsBO) 

 
3.1 Einfriedungen 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 3,0 m über Geländeoberkante zulässig. Entlang der 
Südseite von Teilfläche 1 sowie der Nord- und Südseiten von Teilflächen 2 und 3 ist eine Ein-
friedung nur als blickdichter Sichtschutzzaun zulässig.  
 

 

4 Hinweise ohne Normcharakter 
 
4.1 Grundwasserschutz/Gewässerschutz 

Die Allgemeinen Schutzvorschriften gemäß § 5 WHG für Oberflächenwasser und Grundwasser 
sind zu beachten. 
 
Gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG ist eine Verschlechterung des mengenmäßigen und chemischen 
Zustands des Grundwassers zu vermeiden. Die Grundsätze zur Bewirtschaftung des Grund-
wassers werden im Sächsischen Wassergesetz präzisiert. Nach § 39 Abs. 1 SächsWG darf die 
Grundwasserneubildung durch Versiegelung des Bodens und andere Beeinträchtigungen der 
Versickerung nicht über das notwendige Maß hinaus behindert werden. Um die Grundwasser-
neubildung nicht wesentlich zu minimieren, ist die Flächenversiegelung auf das notwendige 
Mindestmaß zu reduzieren. Das anfallende nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswasser 
ist möglichst breitflächig über die belebte Bodenzone am Standort zu versickern (§ 55 Abs. 2 
WHG). 
 
Zum Schutz des Grundwassers sind für Baumaßnahmen und Wartungsarbeiten (einschließlich  
periodischer Reinigung der Modulflächen) ausschließlich Baustoffe, Einbaumaterialien, Reini-
gungslösungen usw. zu verwenden, die keine wassergefährdenden Stoffe enthalten, welche 
über das Sickerwasser in den oberen Grundwasserleiter gelangen können. Bei den Arbeiten ist 
die den Umständen entsprechende Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Grund-
wassers oder sonstige nachteilige Veränderungen seiner Eigenschaften zu verhindern (§ 5 Abs. 
1 WHG). 
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4.2 Bodenschutz / Altlasten / Abfall 
Das Vorhaben liegt auf einer Altlast- bzw. Altlastverdachtsfläche gemäß BBodSchG, welche im 
Sächsischen Altlastenkataster registriert ist: 78420245, „Haltepunkt Pausa/vermieteter Schrott-
platz". 
 
Das Planvorhaben ist aus bodenschutzrechtlicher Sicht durch ein auf Altlasten spezialisiertes 
Ingenieurbüro fachtechnisch zu begleiten. Art und Umfang der Begleitung sind mit der Unteren 
Bodenschutzbehörde im Vorfeld der Umsetzung abzusprechen. 
 
Im Rahmen der Baumaßnahmen bekannt gewordene oder vom Verpflichteten verursachte 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten sind gemäß § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG 
der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen.  

 
4.3 Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht 

Für die Durchführung von Bodenaufschlüssen besteht Bohranzeige- und Bohrergebnismittei-
lungspflicht gegenüber dem Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie. Es besteht 
die Pflicht zur Anzeige geologischer Untersuchungen (Bohrungen, Baugrundgutachten, hydro-
geologische Untersuchungen) und zur Übermittlung von Nachweisdaten an das LfULG nach § 
8 Geologiedatengesetz (GeolDG), zur Übermittlung von Fachdaten geologischer Untersuchun-
gen nach § 9 und zur Übermittlung von Bewertungsdaten geologischer Untersuchungen nach 
§ 10.  

 
4.4 Denkmalschutz / Archäologie 

Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 SächsDSchG wird hingewiesen. 
 

Im Umfeld des Plangebiestes sind archäologische Kulturdenkmale vorhanden, die nach § 2 
SächsDschG Gegenstand des Denkmalschutzes sind (mittelalterliche Ortskerne [D-69680-01, 
D-69740-01], mittelalterliche Kirche [D-69680-03]) und die archäologische Relevanz des Vor-
habenareals belegen. Dabei handelt es sich unter anderem um den mittelalterlichen Siedlungs-
kern von Ebersgrün (Ersterwähnung 1402). 
Nach § 14 SächsDSchG bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wer Erdarbeiten 
etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt oder den Umständen nach zu vermuten ist, 
dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Die Genehmigungsunterlagen sind rechtzeitig vor dem 
geplanten Maßnahmebeginn in der unteren Denkmalschutzbehörde des Vogtlandkreises ein-
zureichen. 
Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn (Oberbodenabtrag, Erschlie-
ßungs- , Abbruch-, Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen vorher zu 
informieren. Die Baubeginnsanzeige soll die ausführenden Firmen, Telefonnummern und den 
verantwortlichen Bauleiter nennen. Die Erdarbeiten müssen archäologisch begleitet werden. 
Daraus können sich archäologische Untersuchungen ergeben. Bauverzögerungen sind 
dadurch nicht auszuschließen.  
Bei Auffindung zahlreicher archäologischer Kulturdenkmale muss eine archäologische Ausgra-
bung erfolgen. An dieser kann der Vorhaben-/Erschließungsträger im Rahmen des Zumutbaren 
an den Kosten beteiligt werden (§ 14, Abs. 3 SächsDschG). 
Der zeitliche und finanzielle Rahmen dieser gegebenenfalls notwendig werdenden Ausgrabung 
sowie das Vorgehen werden in einer zwischen Vorhaben-/Erschließungsträger und Landesamt 
für Archäologie abzuschließenden Vereinbarung verbindlich festgehalten. 

 
4.5 Grenz- und Vermessungsmarken 

Hingewiesen wird auf die Pflichten der Eigentümer, Besitzer und mit Bautätigkeiten beauftragen 
Firmen nach § 6 und § 27 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetztes (SächsVer-
mKatG). 
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4.6 Kampfmittelbelastung 
Sollten bei der Bauausführung Kampfmittel zu Tage treten, besteht die Pflicht diesen Fund un-
verzüglich der nächstgelegenen Polizeidienststelle oder Ortspolizeibehörde anzuzeigen 
(§ 3 Kampfmittelverordnung). 
Das Betreten der Fundstelle ist verboten (§ 4 Kampfmittelverordnung). Wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen die §§ 3 und 4 der Kampfmittelverordnung verstößt, handelt ordnungswidrig 
und kann mit einer Geldbuße bestraft werden. 
Die Bauausführenden sind auf diesen Umstand hinzuweisen und zu belehren. 
 

4.7 Eisenbahnbetriebsanlagen 
Das Plangebiet befindet sich beidseitig der Eisenbahnstrecke 6653 Werdau West - Mehltheuer. 
Die Eisenbahnbetriebsanlagen sind bzw. gelten als planfestgestellt im Sinne des § 18 des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes. Sie genießen daher öffentlich-rechtlichen Bestandsschutz und 
stehen unter dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsvorbehalt. 
Die bahneigenen Flurstücke sind nach hiesiger Information nicht von Eisenbahnbetriebszwe-
cken freigestellt und gelten somit als Eisenbahnbetriebsanlage.  
Für Bauvorhaben auf Grundstücken, die zwar dem Fachplanungsrecht unterliegen, jedoch nicht 
den Bau oder die Änderung von Betriebsanlagen zum Gegenstand haben, findet § 18 Abs. 1 
AEG keine Anwendung. Für solche Bauvorhaben gelten das BauGB und die Landesbauord-
nungen. Solche Vorhaben dürfen nur genehmigt werden, wenn sie mit dem Eisenbahnbetrieb 
verträglich sind. 

 
4.8 Regelungen des Durchführungsvertrages 
Die Umsetzung der nachfolgend genannten artenschutz- und naturschutzrechtlichen Regelungen wird 
im Rahmen des Durchführungsverrtrages gesichert. 
 
Artenschutzrechtliche Regelung zur Vermeidung bauzeitlicher Beeinträchtigungen  
 
4.8.1 Einschränkung der Zeiten für die Baufeldfreimachung (V 1.1) 

Die Fällung von Gehölzen innerhalb der Sondergebietsflächen SO PVA Teilflächen 1 bis 3 ist 
nur in der Zeit zwischen 01. Oktober und 28. Februar durchzuführen. Außerhalb dieser Zeiten 
ist die Fällung nur unter Nachweis, dass sich keine besetzten Nester von Vögeln im Baufeld 
befinden und mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde zulässig. 
 
Die Entfernung der Stubben aus dem Boden sowie weitere Bodenarbeiten zur Entfernung von 
Wurzelgeflecht sind erst im Zeitraum von April bis September durchzuführen. 
 

4.8.2 Bauzeit außerhalb der Brutzeit / Kontrolle auf Horste (V 1.2) 
Innerhalb der Sondergebietsflächen SO PVA Teilflächen 1 bis 3 ist bei Baumaßnahmen im Zeit-
raum von Mitte März bis Ende September kurz vor Baubeginn der Nachweis zu erbringen, dass 
keine Brutvorkommen störungsempfindlicher Arten im artspezifisch relevanten Umfeld des Bau-
feldes vorhanden sind.  
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Vogelart Brutzeit nach Stef-

fens et al. 2013* 
Artspezifischer 
Wirkraum nach 
Gassner (2010) 

Mäusebussard M 03 - M 08 
100 m Turmfalke A 04 - E 08 

Wiedehopf M 04 - A 08 
Grünspecht M 04 - E 07 60 m 

Wendehals A 05 - A 08 50 m 

Grauammer E 04 - A 09 

40 m Schwarzkehlchen A 04 - A 09 

Sperbergrasmücke A 05 - M 08 

Neuntöter A 05 - M 09 30 m 

Turteltaube A 05 - E 08 25 m 
* A (Anfang: 1,-10.), M (Mitte: 11.-20.) und E (Ende: 21.-31.) umfasst jeweils eine Dekade des Monats. 

 
Bei Vorhandensein von Hinweisen auf Brutplätze störungsempfindlicher Arten, ist um den Brut-
standort eine Bauzeitenbeschränkung innerhalb der betroffenen Sondergebietsflächen für die 
Dauer der Brutperiode oder bis zum Nachweis der Beendigung des Brutgeschehens einzuhal-
ten. Falls ein vollständiger Bauzeitenaufschub nicht möglich ist, sind mit der unteren Natur-
schutzbehörde weitere Maßnahmen abzustimmen. 
 

4.8.3 Beschränkung des Baubetriebs auf die Tagzeit (V 1.3) 
Die Baumaßnahmen sind innerhalb der Tagzeit durchzuführen. 

 
4.8.4 Baumkontrolle vor Fällarbeiten (V 2) 

Innerhalb der Sondergebietsflächen SO PVA Teilflächen 1 bis 3 sind vor der Holzung die zu 
fällenden Bäume und Gehölze durch einen Fachgutachter auf mögliche Fledermausquartiere 
(Spalten und Höhlen), Bruthöhlen und potenzielle Winterquartiere von Haselmaus zu kontrollie-
ren. Die Fällarbeiten von Bäumen mit Höhlen und Spaltenquartierpotenzial bzw. mit Potenzial 
als Winterquartier der Haselmaus sind unter fachlicher Anleitung und Begleitung eines Fach-
gutachters durchzuführen. 
 
Die Baumkontrolle ist unter Angabe der verloren gehenden Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 
dokumentieren. Bei Verlust von Baumhöhlen und geeigneten Quartiersstrukturen sind vor der 
Fällung bzw. spätestens bis Beginn der folgenden Brut- und Fortpflanzungsperiode innerhalb 
der in der Planzeichnung mit G1 und G2 gekennzeichneten Flächen Ersatzquartiere (Fleder-
mauskästen und Nistkästen) entsprechend Festsetzung Nr. 2.1.8 bereitzustellen. Die Art, An-
zahl und Position der Ersatzquartiere ist anhand der verloren gehenden Quartiere und Bruthöh-
len und in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde vom Gutachter festzulegen. 
 
Im Fall des Vorhandenseins von besetzen Fledermaus- oder Haselmausquartieren ist mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 
 

4.8.5 Abschnittsweises Vergrämung von Reptilien vor der Baufeldfreimachung (V 5) 
Innerhalb der Sondergebietsflächen SO PVA Teilflächen 1 bis 3 ist vor Beginn der Bauarbeiten 
eine abschnittsweise Vergrämung der vorkommenden Individuen von Zauneidechse und Glatt-
natter vorzunehmen. Dabei ist eine zeitliche Staffelung der Vorgehensweise vorzunehmen. 
 
Nach Durchführung der Baufelfreimachung im gesamten Sondergebiet SO PVA sind folgende 
Schritte jeweils abschnittsweise durchzuführen: 
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Nach der Entfernung der Stubben jedoch noch vor Beginn der Bauarbeiten ist der Bereich des 
ersten Bauabschnittes durch eine Mahd (inklusive Abtransport des Mahdgutes) unattraktiv für 
Reptilien zu gestalten. Die Mahd ist hierbei streifen- bzw. staffelweise durchzuführen. Der ge-
mähte Abschnitt ist darauffolgend mit einem Reptilienschutzzaun zu umzäunen. Erst wenn bei 
der darauffolgenden Kontrolle durch die öBB festgestellt wird, dass sich keine Reptilien mehr 
im Baufeld des Bauabschnittes befinden, ist der Abschnitt für die Bauarbeiten freizugeben. Erst 
nach Fertigstellung der Bauarbeiten im Bauabschnitt ist der Reptilienzaun abzubauen und die 
vergrämende Mahd im nächsten Bauabschnitt durchzuführen. 
 
Die Vergrämung ist vollständig im Zeitraum von April bis August durchzuführen. Die gesamte 
Umsetzung der Maßnahme ist in enger Abstimmung mit der ökologischen Baubegleitung durch-
zuführen und vollständig zu dokumentieren. 

 
4.8.6 Ökologische Baubegleitung (V 7) 

Während der Bauausführung ist die naturschutzfachliche Begleitung und Dokumentation der 
technischen Bauausführung durch eine Ökologische Baubegleitung sicherzustellen. Dies um-
fasst die fachliche Begleitung der Umsetzung und Einhaltung aller Vermeidungs-, Minderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen. Sie soll eine ökologisch sachgerechte Bauabwicklung gewährleis-
ten, insbesondere erforderliche konfliktvermeidende Maßnahmen einleiten sowie Genehmi-
gungserfordernisse beurteilen. Essenziell ist hierbei die enge Abstimmung mit der unteren Na-
turschutzbehörde. Die Baubegleitung ist durch ein Fachbüro durchzuführen. 
 

4.8.7 Hinweise zur Anlage von Ersatzhabitaten für Reptilien (CEF 1) 
Die Planung der Habitatstrukturen und die Umsetzung entsprechend Festsetzung Nr. 2.1.6 sind 
durch einen Artspezialisten fachlich zu begleiten. Die konkrete Maßnahmenplanung ist mit der 
Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. Die Pflegemaßnahmen in dem Ersatzhabitat sind 
dauerhaft und regelmäßig durchzuführen um die langfristige Eignung der Fläche als Ersatzha-
bitat zu gewährleisten. 
 
Eine Erfolgskontrolle erfolgt mindestens im ersten, dritten und fünften Folgejahr der Umsetzung. 
Hierbei sollte der Zustand die Funktionsfähigkeit der Habitatstrukturen und der weitere Pflege-
bedarf (Notwendigkeit des Rückschnittes von Gehölzen, Anpassung des Mahdregimes) ermit-
telt werden. Hierzu ist eine Dokumentation zu erstellen, die Hinweise und Empfehlungen zur 
weiteren Vorgehensweise formuliert. 
 

4.8.8 Hinweise zur Ersatzstrukturen für baumbewohnende Tierarten (CEF 3) 
Die Anzahl, Art und Positionierung der anzubringenden Strukturen entsprechend Festsetzung 
2.1.8 ist durch einen Fachgutachter im Ergebnis der Baumkontrolle in Orientierung an der An-
zahl und Ausprägung der verloren gehenden Strukturen und in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde zu überprüfen und ggf. anzupassen.  
Die ggf. zusätzlich erforderlichen Ersatzstrukturen sind  innerhalb der in der Planzeichnung mit 
G1 und G2 gekennzeichneten Flächen oder bei Bedarf auf folgenden stadteigenen Flurstücken 
der Gemarkung Pausa (Eckardts-Park) anzubringen: 1365; 1368/5; 1369/5; 1371/1; 1373; 
1376. 
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Naturschutzrechtliche Regelungen 
 

4.8.9 Hinweise zu Pflanzungen 
Auf die Bestimmungen von § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatSchG wird hingewiesen. Bei Pflan-
zungen ist die Verwendung von Regio-Pflanzgut nachzuweisen. 
 

4.8.10 Hinweise zu externen Maßnahmen - Erhaltung und Entwicklung LRT 6510 auf „Hintere 
Grabenwiese“ (M3) 
Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen wird zusätzlich zu den im vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen M1 und M 2 gemäß § 1a Abs. 3 BauGB eine ver-
tragliche Vereinbarung nach § 11 BauGB zur Umsetzung einer naturschutzrechtlichen Maß-
nahme auf Flächen in der Gemarkung Pausa auf dem Flurstück 1467 getroffen.  
 
Zum gleichartigen, funktionalen Ausgleich des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotops Ma-
gere Frischwiese ist in der Gemarkung Pausa auf dem Flurstück 1467 eine Nutzungsextensi-
vierung durchzuführen. 
Die Maßnahme beinhaltet die Etablierung einer zweischürigen Mahd mit einem 1.Schnitt ab 
Mitte/ Ende Juli, nach dem Einziehen des Breitblättrigen Knabenkrauts, sowie einem 2. Schnitt 
ab Ende Oktober bis zum Jahresende. Dabei ist leichte Technik, nach Möglichkeit Balkenmä-
her, einzusetzen. Zum Schutz von wiesenbewohnenden Tierarten ist die Schnitthöhe auf min-
destens 10 cm festzulegen. Nach jedem Mahdgang ist das Mahdgut abzutransportieren. Ideal-
weise geschieht dies ein bis zwei Tage nach der Mahd, sodass Tiere die Möglichkeit haben 
abzuwandern. Ein Schleppen, Walzen und Striegeln darf nur nach Rücksprache mit der UNB 
erfolgen. Ein Auftreten tiefer Fahrspuren ist zu vermeiden. Eine Düngung ist nicht gestattet. 
 

4.8.11 Hinweise zu externen Maßnahmen im Stadtgebiet Pausa-Mühltroff 
Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB können zum Ausgleich anstelle von Festsetzungen auch andere 
geeignete Maßnahmen auf von der Stadt bereitgestellten Flächen herangezogen werden.  
Auf folgender Fläche werden vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige ge-
eignete Maßnahmen zum Ausgleich getroffen: 
 
Entwicklung eines Trockengebüsches (M4) 
Für den gleichartigen, funktionalen Ausgleich des nach § 30 BNatSchG geschützten Biotops 
Trockengebüsch müssen unter Berücksichtigung der Entwicklungsdauer etwa 1.500 m² Tro-
ckengebüsch gleichartig entwickelt werden. Der Ausgleich erfolgt über Kompensationsmaßnah-
men der Stadt Pausa-Mühltroff.  
 
Entwicklung von Gebüschstrukturen im Bereich des Mühltroffer Sportplatzes (M5)  
Im Bereich des Mühltroffer Sportplatzes sind auf dem Flurstück 853/1 in der Gemarkung Mühl-
troff Gebüschstrukturen anzulegen.  
Die Maßnahme sieht die Pflanzung von mehrreihigen Gebüschen aus gebietseigenen Strauch-
arten vor. Der Mindestabstand zwischen den Einzelgehölzen orientiert sich am Wuchsverhalten 
der Arten, es wird eine Pflanzdichte von 0,35 – 0,8 Gehölze/m² angestrebt. Konkurrenzschwa-
che Arten sind gruppiert anzupflanzen, um ein Überwuchern durch konkurrenzstarke Arten zu 
verhindern. Der Saumbereich des Gebüschs ist extensiv, durch Mahd zu pflegen. Im Anschluss 
an die Pflanzung werden eine einjährige Fertigstellungspflege sowie eine anschließende min-
destens zweijährige Entwicklungspflege durchgeführt. Geeignete Arten sind unter anderem 
Cornus sanguinea, Prunus spinosa, Rosa canina, Corylus avellana.  
 

4.8.12 Hinweise Ausgleichsabgaben 
Aufgrund der für die Planumsetzung notwendigen Gehölzfällungen einhergehenden dauerhaf-
ten Veränderung des Landschaftsbilds sind zum Ausgleich der Auswirkungen Ausgleichsabga-
ben in Höhe von 8.670 € gem. § 5 Abs. 2 b) NatSchAVO erforderlich. 


